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A. Präambel
Wir Piraten stehen für die Freiheit des Einzel-

nen. Wir treten dafür ein, dass jeder Bürger sein
Leben so gestalten kann, wie er es für richtig hält,
solange er die Würde und Freiheit des Anderen
achtet.

Mit Freiheit kommt Verantwortung. Doch ver-
antwortlich entscheiden kann nur, wer sich der
Folgen seiner Handlungen bewußt ist, und dafür
bedarf es der Aufklärung. Daher muss der Zugang
zu Wissen und Bildung für alle Menschen frei sein.

Über uns

Die Piratenpartei ist aus einer weltweiten poli-
tischen Bewegung entstanden, die sich für frei-
es Wissen und Information sowie gegen Grund-
rechtsabbau und Überwachung stark macht. Sie
setzt sich für Bürgerrechte, für Datenschutz und
für den gläsernen Staat ein. Kommunalpolitik ist
von allen politischen Ebenen diejenige, die am di-
rektesten die unmittelbaren Lebensumstände je-
des einzelnen Bürgers beeinWusst. Die Piratenpar-
tei tritt deshalb zur Kommunalwahl 2011 in der
Stadt Oldenburg an, um ihre bürgernahe Politik

und ihre Forderungen nach Transparenz auch auf
kommunaler Ebene zu verankern. Das vorliegen-
de Programm fasst dabei die inhaltlichen Eckpunk-
te zusammen. Es ist in den vergangenen Monaten
als Gemeinschaftswerk aller Mitglieder der Pira-
tenpartei in der Stadt Oldenburg entstanden. Da-
bei waren es insbesondere die neuen Möglichkei-
ten von Internet und computergestützter Kommu-
nikation, die diese gemeinschaftliche Arbeit mög-
lich gemacht haben. Über E-Mails, Diskussions-
foren und verteilte Textverarbeitungssysteme ist
jederzeit ein Austausch möglich gewesen, Ideen
konnten entwickelt werden, ohne dass alle Betei-
ligten sich stets treUen oder auch nur gleichzei-
tig daran arbeiten mussten. Politik ist ein Dienst
für den Bürger und zwar für jeden Bürger. Die Pi-
ratenpartei will auch einen Politikbetrieb aufbre-
chen, der sich oft nur um sich selbst dreht oder
sich überdurchschnittlich an den Wünschen klei-
ner aber einWussreicher gesellschaftlicher Gruppen
orientiert. Das Motto der Piratenpartei gilt dabei
im Europaparlament genauso wie im Stadtrat von
Oldenburg und im weltweiten Internet: Klarma-
chen zum Ändern!
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B. Einführung: Politik 2.0
Die Piratenpartei steht seit Ihrer Gründung für

eine transparente und bürgernahe Politik. Wir ste-
hen zur parlamentarischen Demokratie und wollen
den EinWuss von Wirtschaftsverbänden (Lobbyis-
mus) minimieren. Wir fordern klare, nachvollzieh-
bare politische Entscheidungsprozesse. Wir wün-
schen eine intensive Einbeziehung des Sachver-
standes der Bürger in die EntscheidungsVndung.

Was verstehen wir unter Politik 2.0?

Der einzelne Bürger wird in den gesamten Prozess
der politischen Willensbildung stärker als bisher
einbezogen. Das verbessert die Bürgerbeteiligung
und steigert allgemein die Akzeptanz von politi-
schen Entscheidungen im Ganzen. Wichtig ist für
uns die Transparenz allen politischen Handelns.
Bürger müssen frühzeitig informiert, eingebunden,
beteiligt, integriert und gefragt werden. Des Wei-
teren werden getroUene Entscheidungen nachvoll-
ziehbar dargestellt.

Informationsgesellschaft

Die Piratenpartei Deutschland wurde im Jahr 2006
gegründet als politische Interessenvertretung der-
jenigen Menschen, die den Erhalt der bürgerli-
chen Freiheiten - insbesondere im Internet - durch
eine Vielzahl von Gesetzesverschärfungen und -
neuregelungen der vorangegangenen Jahre gefähr-
det gesehen haben. Mittlerweile hat sich die Par-
tei weiterentwickelt. Mit mehr als 13.000 Mitglie-
dern in ganz Deutschland stehen wir heute auch
für lokale Themen. Möglich machen dies zahlrei-
che aktive Piraten vor Ort, die sich auf Aktiven-
treUen, Stammtischen und bei ArbeitstreUen ver-
netzen. Unsere Kommunikation erfolgt seit Anbe-
ginn digital und online; per E-Mail, Blogs, sozialen
Netzwerken wie Facebook, oder Kurznachrichten-
diensten wie Twitter sind wir stets verbunden. Die
Möglichkeiten, die das Internet bietet, sehen wir

auch für die politische Weiterentwicklung als im-
mens wichtig an. Die Piraten Oldenburg steht für
eine neue Kommunalpolitik - Politik 2.0.

Bürgerbeteiligung
Nicht erst seit Stuttgart 21 fordert die Piratenpartei
eine stärkere Einbindung der Bürger in die Wei-
terentwicklung von politischen Vorhaben. Im Rah-
men der Bürgerbeteiligung mittels Befragungen,
Volksentscheiden, Arbeits- oder Interessengemein-
schaften muss mehr passieren, als derzeit umge-
setzt ist. Dafür steht die Piratenpartei ein! Wir wol-
len die digitale Kluft in der Gesellschaft schließen.
Die neuen elektronischen Medien und ihre Mög-
lichkeiten dürfen kein Privileg mehr sein. Der Zu-
gang zu ihnen darf nicht davon abhängen, ob je-
mand alt oder jung ist, arm oder reich oder von
Stand und Herkunft.

Unsere Stadt gehört uns
Mit dem Satz verbinden wir eine Politik von den
Bürgern für die Bürger. Es darf nicht mehr sein, das
allzu realitätsfern über Themen in Hinterzimmern
entschieden wird, ohne dass Bürger gehört, befragt
oder einbezogen werden. Transparenz und bürger-
nahe Mitmachpolitik sind die Zukunft! Städte und
Gemeinden müssen sich den neuen technischen
Möglichkeiten weiter öUnen und zur Informations-
verbreitung auch Medien wie Blogs, Twitter und
Newsletter nutzen und öUentliche Sitzungen z.B.
als Video-Stream langfristig zur Verfügung stellen.
Mittels kostenfreiem WLAN und PC-Plätzen in
Parks, auf öUentlichen Plätzen, im ÖPNV und Bür-
gerämtern soll jederzeit auf das Informationsange-
bot zugegriUen werden können. Die Verwaltung
soll nach Überzeugung der Piraten transparenter
über Aufgaben, Zuständigkeiten und Finanzthe-
men berichten. Es reicht nicht, einen Haushalts-
plan mit über 1.000 Seiten ohne ausreichende Kom-
mentierung als Dokument online zu stellen. Nur
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mit einer Erläuterung sind die Informationen auch
für den Bürger verständlich. Die Piratenpartei setzt
sich für einen verbindlichen Bürgerhaushalt ein -
der den Bürgern aktive Mitgestaltungsmöglichkei-

ten gibt.
Quelle: http://wiki.piratenpartei.de/Datei:Dh-

wahlprogramm-hannover-kwnds11.pdf Lizenz:
CC-BY-SA
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C. Transparenz und Mitbestimmung in Verwaltung,
Haushalt und Politik

Oldenburgs größter Schatz sind die vielen Men-
schen, die hier leben. Raum für Mitbestimmung,
Innovation, Aktion und Meinungsbekundung sind
für ein funktionierendes Gemeinwesen daher be-
sonders wichtig, um dieses Potential zu entfesseln.

Es gibt keine Patentrezepte für die Lösung ge-
sellschaftlicher Probleme. Dort wo sich jedoch
mehr Menschen beteiligen können, werden Lösun-
gen gerechter. Mit Mitteln der Informationstechno-
logie sind neue Formen der Beteiligung möglich.

Stadtrat und Verwaltung
Politik und Verwaltung müssen für den Bürger
da sein. Das genaue Gegenteil von bürgernaher
und transparenter Politik, sind Vorgänge, die oh-
ne besonderen Anlass der ÖUentlichkeit verschlos-
sen bleiben. Wir fordern, dass sich der Stadtrat
verpWichtet, zukünftig alle Sitzungen, auch seiner
Ausschüsse, vollständig öUentlich abzuhalten, so-
fern es das geltende Recht, der Datenschutz so-
wie die Persönlichkeitsrechte einzelner Personen
zulassen. Weiter müssen die Tagesordnungspunkte
des nicht-öUentlichen Sitzungsteils, wie in anderen
Städten und Gemeinden üblich, öUentlich benannt
werden. Die Themen des nicht-öUentlichen Teils
sollen soweit aufgeteilt werden, dass die grund-
sätzliche Entscheidung im öUentlichen Teil für die
Bürgerinnen und Bürger nachvollziehbar getroUen
werden kann.

Wir setzen uns für die Transparenz der Ent-
scheidungsVndung in der Verwaltung und der Po-
litik ein. Entscheidungen sollen für die Bürger
verständlich und nachvollziehbar sein. Informier-
te Bürger können die Beschlüsse des Stadtrats
nachvollziehen, und jegliche Form von schädli-
chem Lobbyismus kann sich in einem transparen-
ten Umfeld nicht entwickeln. Deswegen fordern
wir, dass die schon in Anfängen umgesetzte Veröf-
fentlichung von Unterlagen, Formularen und Pro-

tokollen im Internet fortgesetzt und im Sinne un-
seres Programmpunktes zu Open-Data erweitert
wird. Um die langfristige und revisionssichere Les-
barkeit dieser Dokumente sicherzustellen, fordern
wir den Einsatz von oUenen und dokumentierten
Dateiformaten bei der Ablage wie wir sie detailiert
im Programmpunkt Umstellung auf Freie Software
und oUene Formate beschrieben haben. Diese Do-
kumente sowie die EntscheidungsVndung des Ra-
tes und die Ideen, Wünsche und Anregungen der
Bürger und der Wirtschaft sollen transparent in ei-
ner E-Government Platform aufbereitet werden.

Ausschreibungen

Wir PIRATEN fordern, dass Ausschreibungen
transparenter erfolgen. Erst im Juli 2011 verhäng-
te das Bundeskartellamt ein Bußgeld in Millionen-
höhe gegen Hersteller von Feuerwehrfahrzeugen.
Durch verbotene Preisabsprachen entstand auch
der Stadt Oldenburg ein Schaden, der letztendlich
zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger ging. Es soll
geprüft werden, inwieweit Ausschreibungsverfah-
ren in sämtlichen Verfahrensschritten öUentlich,
vor allem mit Mitteln des Internets, vollzogen wer-
den können.

Finanzen

Die Stadt Oldenburg hat einen Schuldenberg von
über 200 Millionen Euro. Trotz eines Haushaltssa-
nierungsplanes der Stadt, kommen im Haushalt
2011 noch einmal etwa 20 Millionen hinzu. Obers-
tes Ziel unserer Politik ist, die Schulden der Stadt
zu verringern. Dazu muss die Stadt nicht nur Fi-
nanzlöcher schließen, was mit fairen Einschnitten
in allen Bereichen verbunden sein wird, sondern
sie muss insbesondere Einnahmequellen erschlie-
ßen, um einen langfristigen Schuldenabbau betrei-
ben zu können.
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Public Private Partnership
Wir lehnen das Konzept der Public Private Part-
nership (PPP) zur Sanierung des Haushalts ab.
Fast immer werden bei diesem Konzept kurzfris-
tige Vorteile auf Kosten von langfristigen Nachtei-
len erzielt. Dies kann nicht Ziel eines Langfristi-
gen und soliden Haushalts sein. Zwar mag PPP in
einigen wenigen Fällen Sinn machen, diese Fälle
sind jedoch, sollten sie in Erwägung gezogen wer-
den, einzeln und mit Bedacht zu prüfen. Ebenso
lehnen wir sogenannte „Sell-OU and Lease-Back“-
Verträge ab, bei denen z.B. städtische Infrastruktur
für einmalige Einnahmen verkauft und anschlie-
ßend teuer zurückgemietet werden, da die letzt-
endlichen Kosten das Einsparziel fast immer zu-
nichte machen.

Open-Government
Zur Beteiligung der Bürger an politischen Ent-
scheidungsprozessen bedarf es einer funktio-
nierenden, transparenten und gut ausgebauten
Kommunikations-, Diskussions- und Informati-
onsplatform. Auf dieser sollen der Rat, die Verwal-
tung, die Bürger und weitere Teilnehmer gleicher-
maßen und gleichberechtigt in einen Dialog treten
können. Bisher existiert diese nur in Form des tra-
ditionellen und durchaus wichtigen Bürgerforums.
Dies ist aber für eine Beteiligung der Bürger in dem
Maße wie wir sie fordern nicht mehr angemessen.
Daher muss dies durch eine online E-Government
Platform ergänzt werden. Diese Platform muss an
zentraler Stelle alle wichtigen Informations und
Kommunikationsaufgaben bewerkstelligen.

Open-Data
Vorraussetzung der Beteiligung der Bürger ist, dass
sie die Möglichkeit haben, sich umfassend mit In-
formationen zu versorgen. Dazu müssen alle von
kommunalen Stellen erzeugten nicht privaten Da-
ten für jedermann frei und kostenlos zugänglich
gemacht werden. Dies betriUt insbesondere eine
Abwesenheit von Copyright, Patenten oder ande-
ren Kontrollmechanismen und hat auf einer da-

für geeigneten Infrastruktur zu erfolgen. Wir er-
hoUen uns durch diese ÖUnung getreu der Open-
Data-Philosophie die Einleitung positiver Entwick-
lungen für alle. Da jeder diese Daten nutzen kann,
gehen wir davon aus, dass die Daten mit der Zeit
genutzt werden, um komplexe Probleme zu lö-
sen oder neue Anwendungen zu entwickeln. Da-
ten sind der digitale Schatz des 21. Jahrhunderts,
und Schätze müssen genutzt anstatt künstlich ver-
knappt werden.

Umstellung auf Freie Software und
offene Formate

Die Umstellung auf oUene Formate ist eine der
Grundvorraussetzungen für Open Data und eine
Bürgernahe Kommunikation. Informationen sind
erst verfügbar, wenn sie auch von jedermann an-
gesehen und ausgewertet werden können. Proprie-
täre Formate oder Formate, die abhängig von rein
kommerziellen Produkten sind, verhindern einen
Wüssigen Informationsaustausch, weshalb wir sie
ablehnen. Zusätzlich zeigt die Erfahrung, dass oUe-
ne Formate sich am besten mit freier Software, aus
der oUene Formate ursprünglich hervorgegangen
sind, erstellen und bearbeiten lassen. Kommerziel-
le, proprietäre Produkte sind zwar nicht gänzlich
auszuschließen, jedoch sind wir der Meinung, dass
die in Zukunft so grundlegend benötigte digitale
Infrastruktur auf oUenen und freien Anwendun-
gen basieren sollen. Insbesondere Bildungseinrich-
tungen und die gesamte öUentliche Verwaltung
sollen schrittweise darauf hinarbeiten ihre gesam-
te technische Infrastruktur auf Freie Software um-
zustellen, um so langfristig Kosten für die öUent-
lichen Haushalte und die Abhängigkeit von ein-
zelnen Herstellern zu reduzieren. Deshalb möch-
ten wir die Umstellung auf Freie Software in der
Oldenburger Verwaltung und in Oldenburger Bil-
dungseinrichtungen umsetzen. Damit würde auch
ein Beitrag zur Förderung lokaler IT-Unternehmen
geleistet. Nebenbei verfolgen wir damit aktiv das
Ziel, vom Staat Vnanzierte Anwendungen und V-
nanziertes Wissen der Allgemeinheit zur Verfü-
gung zu stellen. Vorbild hierfür können bspw. die
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Stadtverwaltung München mit ihrem LiMux Pro-
jekt oder diverse speziell auf Schulen zugeschnitte-
ne Projekte wie die Baden-Württembergische Mus-
terlösung sein.

Bürgerhaushalt
Bereits 2010 wurde in Oldenburg das Projekt des
Bürgerhaushalts gestartet, dass erstmals alle Bür-
ger der Stadt in einen Entscheidungsprozess mit
einbezog. Das Projekt ist ein Anfang, die Umset-
zung jedoch aus unserer Sicht insbesondere in den
Punkten Verbindlichkeit, Beteiligungs- und Infor-

mationsplatform sowie im Abstimmungsverfahren
Mangelhaft und intransparent, was das Projekt zu
einer unverbindlichen Platform mit Vorschlags-
charakter für ideenlose Politiker verkommen ließ.
So war die Ernüchterung auch groß, als nach der
Auftaktveranstaltung klar war, dass die Stadt ge-
nerell nur über 12% des Haushaltsvolumens frei
verfügen kann. Die Beteiligung der Bürger aus-
schließlich am Thema Haushalt ist allein deshalb
schon nicht ausreichend. Entscheidungen des Bür-
gerhaushalts müssen für den Stadtrat verbindlich
sein.
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D. Freier Zugang zu Bildung, Kultur und Information
Zur Teilnahme an einer aufgeklärten, politisch

aktiven sowie gewaltfreien Gesellschaft ist eine gu-
te Bildung unerläßlich. Zudem ist eine gute Bil-
dung unser wichtigstes Kapital, an welchem wir
nicht sparen dürfen.

Computertafel

Unsere Gesellschaft ist im Wandel. Nicht nur tech-
nisch, sondern auch sozial. Medien werden heute
anders konsumiert als früher, Informationen wer-
den anders beschaUt und statt Texten in Schreib-
maschienenschrift, werden heute wie selbstver-
ständlich per Computer geschriebene Schriftstücke
vorausgesetzt. Doch nicht jeder ist Vnanziell in der
Lage sich einen Computer zuzulegen. Insbesonde-
re sozial schwache Bürger werden dadurch vom
technischen, insbesondere aber auch vom sozia-
len Wandel ausgeschlossen. Um dem entgegenzu-
wirken, soll in einem öUentlichem Rahmen eine
Computertafel initiiert werden. Nicht nur Privat,
sondern auch in der öUentlichen Hand werden die
Computer regelmäßig durch neue Modelle ersetzt.
Dabei fallen Altcomputer an, die in der Regel von
Privatpersonen durchaus noch in mehr als befrie-
digendem Rahmen nutzbar sind. Wir schlagen des-
halb vor, ausgediente Computer aus öUentlichen
oder privaten Stellen zu sammeln, zu vermitteln
und so aufzubereiten, sodass sie erneut verwendet
werden können. Dies soll durch eine Stelle ähnlich
der Abfallwirtschaftsbetriebe geschehen. Da auch
bei der Berufssuche häuVg Computer verwendet
werden, möchten wir in diesem Punkt auch eine
starke Zusammenarbeit mit der Agentur für Ar-
beit anregen. Gleichzeitig fordern wir eine Zusam-
menarbeit der einzelnen öUentlichen Stellen unter-
einander. So sollen Schulen und andere Einrich-
tungen, die ihren Mitgliedern Computer zur frei-
en Nutzung zur Verfügung stellen wollen, ebenfalls
ZugriU auf diesen Bestand bekommen.

Ausbau von Betreuungsangeboten in
Kindergärten und Schulen

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ein
zentrales Thema junger Familien in einer moder-
nen und aufgeschlossenen Gesellschaft. Die zuneh-
mende Erwerbstätigkeit von Frauen bedarf einer
angepassten und hochwertigen Kinderbetreuung
bereits ab dem Kleinkindalter. Auch ein von vielen
Frauen gewünschter, schneller Wiedereinstieg in
den Beruf nach der Geburt ergibt einen immer grö-
ßer werdenden Betreuungsbedarf für Kinder unter
drei Jahren. Der ab 2013 geltende Rechtsanspruch
auf einen KiTa-Platz für unter dreijährige Kinder
ist für alle Städte und Gemeinden eine Vnanzielle
Herausforderung. Die Piratenpartei wird sich da-
für einsetzen, dass der derzeitige Standard in der
Kinderbetreuung in der Stadt Oldenburg nicht re-
duziert, sondern kontinuierlich ausgebaut, verbes-
sert und dem Bedarf angepasst wird. Dabei wer-
den die Piraten darauf achten, dass ausreichend
ausgebildete Pädagogen in den Kindertagesstätten
eingesetzt werden, denn Bildung beginnt bereits
im Kleinkindalter. Die Finanzierung der Kinderbe-
treuung ist dabei ein entscheidender Faktor für die
Umsetzung.

Ganztagsschulen

Die ganzheitliche Kinderbetreuung setzt sich auch
in der Schule fort. Die Piraten werden sich dafür
einsetzen, dass Schüler unabhängig von ihrer so-
zialen Herkunft wieder erfolgreicher für ihr Leben
lernen können. Dies soll auch mit Hilfe von Nach-
mittagsbetreuungsangeboten und verpWichtenden
Ganztagsangeboten bis in die Sekundarstufe I an
Schulen in ausreichendem Umfang umgesetzt wer-
den. Die Vereinbarkeit von Schule, Freizeit und
Vereinsarbeit müssen dabei gewährleistet werden.
Das Ganztagsangebot ist mit Lehrern und den
Schulfördervereinen gemeinsam zu gestalten und
umfasst dabei auch eine kostengünstige, gesunde
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und warme Mahlzeit für alle Schüler.

Kommunale Netzpolitik
In unserer modernen Informations- und Kommu-
nikationsgesellschaft ist es von außerordentlicher
Wichtigkeit, dass alle Bürger jederzeit die volle
Kontrolle über ihre Informationsverarbeitung und
Kommunikation erlangen können, sofern sie dies
wünschen. Diese Freiheit aller Bürgerinnen soll
verhindern, dass die Macht über Systeme und Da-
ten in den Händen Einzelner konzentriert wird. Sie
versucht diese so breit wie möglich auf alle Bürger
zu verteilen und so ihre Freiheit und Privatsphäre
zu sichern.

Wir Piraten wollen verhindern, dass es zu ei-
ner gespaltenen Gesellschaft von Informierten und
nicht Informierten, von Menschen mit und Men-
schen ohne Zugang zu Bildung und Informationen
kommt. Daher ist es auch in kommunalem Interes-
se, Barrieren hierbei abzubauen - sei es aktiv oder
passiv koordinierend.

Auch hier wollen wir die Ressourcen der Stadt
enger vernetzen und für die Bürger greifbarer ma-

chen.

Medienkompetenz als kommunale
Aufgabe

Morgens Zeitung, tagsüber Radio, abends Fernse-
hen - dieses Medienkonsumverhalten wird heute
zunehmend abgelöst durch ein neues Kommunika-
tionsverhalten. Oldenburger Bürgerinnen und Bür-
ger sind heute nicht mehr nur Empfänger von Me-
dieninhalten durch Massenmedien, sondern neh-
men auch immer mehr die Rolle des Senders
von Nachrichten, Texten und Bildern an eine un-
begrenzte Anzahl von Empfängern ein. Ziel ei-
ner kommunalen Medienalphabetisierung soll es
sein, Selbstverantwortung, Kreativität, kritisches
Denken, Problemlösungskompetenz, Teamarbeits-
und Kommunikationsfähigkeiten zu fördern. Dazu
möchten wir alle Bildungseinrichtungen in Olden-
burg, vom Kindergarten über Medienzentrum bis
zur Universität, enger vernetzen und von den Vor-
teilen freier Lern- und Lehrmaterialien (sog. Open
Educational Resources) überzeugen.
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E. Schutz der Privatsphäre und eine freie
Lebensentfaltung

”Wer seine Freiheit aufgibt, um Sicherheit zu ge-
winnen, wird am Ende beides verlieren.” (Benja-
min Franklin)

Eine geschützte Privatsphäre ist die unmittel-
bare Voraussetzung für die freie Entfaltung der
Persönlichkeit. Zuhause, unterwegs und am Ar-
beitsplatz. Daher lehnen wir eine Politik ab, die in
die Privatsphäre der Bürger eindringt oder sie be-
schneidet.

Privatsphäre und Datenschutz
Meldedaten, die bei der Anmeldung bei der Mel-
debehörde aufgenommen werden, dürfen bisher
nach dem vierten Abschnitt des Niedersächsischen
Meldegesetzes von der Verwaltung gegen Gebühr
veräußert werden. Widerspruch ist nur in einem
OptOut-Verfahren möglich. Dies bedeutet, dass der
Bürger der Weitergabe seiner Daten stillschwei-
gend zustimmt, sofern er nicht explizit wider-
spricht. Die Gesamteinnahmen der Stadt beliefen
sich dabei im Jahr 2010 auf rund 86.000 Euro. Es
kann nicht sein, dass die Stadt an den vertrauli-
chen Daten ihrer Bürger verdient. Wir setzen uns
deshalb dafür ein, dass jeder Bürger über seine Da-
ten selbst bestimmen kann und fordern daher die
Umwandlung des OptOut-Verfahrens in ein OptIn-
Verfahren. Bei diesem muss der Bürger einer Wei-
tergabe seiner Daten explizit zustimmen, bevor die
Stadt sie weitergeben darf.

Kameraüberwachung
In Oldenburg wurden in den letzten Jahren di-
verse Systeme zur Überwachung der Bürger in-

stalliert. Beispielsweise am neu gestalteten Lap-
pan oder dem LeUerseck. Wir kämpfen gegen die
Installation und für den Abbau jeglicher Syste-
me zur Überwachung und Beobachtung unschul-
diger Bürger, die sonst einem Generalverdacht aus-
gesetzt sind. Kameras verhindern keine Delikte,
sondern täuschen lediglich ein Sicherheitsgefühl
vor, das es nicht gibt. Hier muss stattdessen ei-
ne Ursachenbekämpfung betrieben werden, da sich
Problem-Szenen höchstens verlagern. Eine Kame-
raüberwachung greift in die Privatsphäre unbe-
scholtener Bürger ein und steht in keinem Ver-
hältnis zum Nutzen. BetroUene Bürger haben kei-
ne Kontrolle über die Speicherfristen und ZugriUs-
möglichkeiten der erfassten Daten, zumal sie oft-
mals nicht einmal von der Datenerfassung wissen.
Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass die immer leich-
ter werdenden automatisierten Verknüpfungs- und
Analysemethoden die vollständige Durchleuch-
tung der Bürger erlaubt. Ein wirksammer Schutz
vor diesen Gefahren besteht nur in der Datenver-
meidung.

Sperrstunde

Wir sprechen uns gegen eine Sperrstunde aus, da
wir für die freie Entfaltung der Bürger einste-
hen. Kriminalität wird nicht bekämpft, indem man
das Feiern verbietet, sondern indem man den ver-
antwortlichen Umgang mit Alkohol lehrt. Zu ei-
ner Veringerung der Gewalt in der Innenstadt ge-
hört vorallem ein umfangreiches Gewaltpräventi-
onsprogramm.
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F. Stadtentwicklung ”Oldenburger Art”
Oldenburg ist eine schöne und begehrte Stadt.

Diesen Charme wollen wir beibehalten, aber auch
eine Weiterentwicklung darf dabei nicht behindert
werden. Insbesondere die Vergrößerung der Stadt
durch weiteren Zuzug neuer Mitbürger wollen wir
unter anderem mit Verkehrskonzepten berücksich-
tigen.

Bahnumgehung

Durch die Anbindung des Jade-Weser Ports als
erweiterbarer Tiefseehafen, der auch für SchiUe
mit größerem Tiefgang ausgelegt ist und somit ei-
ne langfristige Zukunftsperspektive für die Regi-
on ist, wird der Bahnverkehr von Wilhelmshaven
kommend von derzeit 30 auf 150 Züge pro Tag in
naher Zukunft ansteigen. Dieses Verkehrsaufkom-
men mitten in einer Stadt entlang von dichtbe-
siedelten Wohngebieten ist lärm-, erschütterungs-
und gefahrguttechnisch nicht hinnehmbar. Ein
Ausbau der Lärmschutzvorrichtungen entlang der
Bahnstrecke ist ein schlechter Kompromiss, beson-
ders wenn der Verkehr in Zukunft noch weiter an-
steigen sollte. Insbesondere im Hinblick auf die sa-
nierungsbedürftige Klappbrücke am Hafen und die
Überschneidungen mit dem Personenverkehr wird
eine drastische, durch die Bürger gedeckte und Zu-
kunftsorientierte Lösung notwendig. Pläne einer
Umgehungstrasse entlang der A29 wurden unserer
Meinung nacht bisher nicht ausreichend evaluiert,
obwohl die Vorteile einer solchen Trasse, auf der
Hand liegen. Zwar ist der Aufwand einer solchen
Trasse immens (Brücke unter B211, durch Moor,
Brücke über Hunte), jedoch denken wir, dass eine
Umgehungstrasse, auch bspw. als Ausweichstrecke
für eine zeitweilige Sanierung der Klappbrücke am
Hafen, mit Blick auf die Zukunft für alle Betei-
ligten die vernünftigste Lösung ist. Nach ausgie-
bigen Gesprächen mit BetroUenen und Bürgerin-
itiativen stellen wir fest, dass dieses Thema noch
lange nicht zuende diskutiert ist. Die Politik sollte

hier nicht die Stuttgarter Misere wiederholen son-
dern sofort in einen Wüssigen Dialog mit allen Bür-
gern der Stadt treten.

Bahnquerungen der
Hauptverkehrsstraßen

In Oldenburg queren drei Hauptverkehrsstraßen
die Bahnstrecken mit beschrankten Bahnübergän-
gen. Ob mit oder ohne zukünftige Güterbahnum-
gehung ist dieser Zustand mit dem in Zukunft
erhöhten Verkehrsaufkommen nicht hinnehmbar,
denn er führt regelmäßig zu langen Staus an
den Übergängen. Wir unterstützen die Bestrebun-
gen einer teilweisen Höherlegung der Wilhelms-
havener Bahntrasse im Zusammenhang mit einer
Unterführung am Bahnübergang Alexanderstra-
ße und wollen nach Lösungen für das Problem
an Holler Landstraße und Bremer Heerstraße su-
chen. Hier gillt es insbesondere die Besonderhei-
ten in Bezug auf den vorhandenen Raum am Ha-
fen und einer eventuell anstehenden Erneuerung
der Klappbrücke am Hafen zu beachten.

Hochhaus- und Wohnungsdebatte

Oldenburg ist eine der wenigen Städte, die konti-
nuierlich wachsen und bietet mit seiner Universi-
tät, seiner engen Vernetzung und seinen guten Bil-
dungsangeboten attraktive Möglichkeiten für Stu-
denten und junge Familien. Doch wie soll eine
Stadt nachaltig wachsen, wenn gerade für diese
Personengruppe nicht genügend kleinteiliger und
günstiger Wohnraum zur verfügung steht? Zu die-
ser Bedarfsgruppe zählen auch viele weitere Men-
schen, was die Situation in allen Altersgruppen
verschärft. Mit seiner provokanten Forderung nach
Hochhäusern hat Oberbürgermeister Schwandner
eine wichtige Diskussion angestoßen in der es nun
gilt, konstruktve Lösungen zu Vnden. Oldenburg
ist in weiten Teilen eine klassische Niedrigbauten-
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und Familienbautenstadt. Es gilt also, eine Balan-
ce zu Vnden zwischen niedrigen Bauten einerseits
und günstigem Wohnraum andererseits. Festzu-
halten ist, dass es in Oldenburg bereits diverse
Hochhäuser gibt. Wir sehen es deshalb also durch-
aus als möglich an, auch in Oldenburg in die Hö-
he zu bauen. Dies kann jedoch weder unbegrenzt
noch in jedem Umfeld erfolgen. Stattdessen muss
die Höhe der Häuser abhängig vom städtebauli-
chem Umfeld gemacht werden. Hier gilt es archi-
tektonische Lösungen zu Vnden, die diesen Kon-
Wikt beheben und zudem den energetisch und städ-
tebaulichen Anforderungen einer umweltbewuss-
ten und zukunftsorientierten Städteplanung ent-
sprechen, die zudem eine Blockbildung verhindert.

Asylbewerber

Die Asylbewerber Unterkunft Blankenburg wird
aufgelöst und die Stadt ist in der PWicht, eine neue
Bleibe für Asylsuchende zu suchen, welche Bür-
gern und Asylbewerbern gleichermaßen gerecht
wird. Eine zentrale Unterbringung aller Asylsu-
chenden auf Dauer lehnen wir ab. Stattdessen wol-
len wir ein Konzept zur Unterbringung, welches
Asylbewerber diUerenziert betrachtet. Dazu soll
eine zentrale Erstunterkunftsstelle für die ersten
drei Monate eingerichtet werden, um die behördli-
chen Vorgänge wie die Asylprüfung zu vollziehen.
Anschließend sollen Asylbewerber dezentral un-
tergebracht werden. Für eine zentrale Anlaufstel-
le für Verwaltung, Betreuung und Information für
Asylbewerber soll gesorgt werden. Diese Anlauf-
stelle kann sich mit der Stelle zur Erstunterbrin-
gung decken. Mit diesem Konzpt wollen wir Paral-
lelgesellschaften und Blockbildung vermeiden so-
wie Asylbewerber ein menschenwürdiges Leben
ermöglichen, dass ihnen die Möglichkeit gibt, auf
eigenen Beinen zu stehen und sich in unsere Ge-
sellschaft zu integrieren.

Kriminalität in der Innenstadt

Oldenburg ist eine sichere Stadt. Absolute Sicher-
heit ist zwar unmöglich, jedoch sind Sicherheits-

versprechen bisher immer mit Einschränkungen
der persönlichen Freiheit verbunden gewesen, wel-
che nicht vereinbar gewesen sind. Wir setzen uns
für eine Gesellschaft ein, die nicht von Angst, son-
dern von der Kreativität aller Menschen bestimmt
wird.

Es muss ein umfassendes präventives Konzept
erarbeitet werden. Das soziale Umfeld bestimmt in
großem Maße die Bereitschaft für Straftaten. Dar-
um ist Gewaltprävention und eine soziale Gesell-
schaft die beste Grundlage um Straftaten zu mini-
mieren. Hier zielt unser Ansatz sowohl auf dieses
soziale Umfeld, als auch auf die Aufklärung.

Fliegerhorst
Eine nachhaltige Energiepolitik entspricht unse-
rem politischen Ideal. Daher wollen wir alterna-
tive Strukturen fördern und unterstützen die Um-
wandlung von Teilen des Fliegerhorstes in ein grü-
nes Viertel.

Verkehrskonzept
Im Rahmen eines umfangreichen Verkehrskonzep-
tes muss berücksichtigt werden, dass Oldenburg
eine wachsende Stadt ist. Allein in den vergange-
nen 20 Jahren ist unsere Stadt um rund 15 Pro-
zent gewachsen. Mit steigender Flächenausdeh-
nung steigt auch das Verkehrsaufkommen und die-
ses muss bewältigt werden. Dabei soll der ÖUent-
liche Personennahverkehr durch den Bau weite-
rer Bahnhöfe für die neu eingeführte S-Bahn ei-
ne zentrale Rolle spielen. Außerdem muss in die-
sem Zusammenhang auch über einen kostengüns-
tigen Personennahverkehr als Alternative zum In-
dividualverkehr nachgedacht werden. Für den In-
dividualverkehr gilt es, ein intelligentes Verkehrs-
leitsystem zu installieren. Dies gilt insbesondere
wegen des zu erwartenden erhöhten Bahnverkehrs
durch den Jade-Weser Port.

Raum für Kreative und Kultur
Oldenburg hat nicht nur eine Universität
und Fachhochschule, sondern ist zudem auch
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Übermorgen-Stadt 2009. Doch was ist eine Über-
morgenstadt schon ohne das Übermorgen? Neben
unseren Forderungen nach einem modernen Um-
gang mit Informationen und Wissen, wollen wir
in Oldenburg auch einen modernen Umgang mit
Kultur prägen. Daher wollen wir auf die kreativen
Köpfe und Querdenker unserer Stadt ein beson-
deres Augenmerk legen und dazu beitragen, dass
sich in Oldenburg nicht nur wirtschaftlich sondern
auch freizeitlich eine breite kreative kulturelle Sze-
ne bildet.

Energetische Schulsanierungen
Viele Schulen in Oldenburg beVnden sich bau-
lich und energetisch in einem schlechten Zustand.

Wissen über Klimaschutz in heruntergekommenen
Schulen zu vermitteln, ist schlicht unglaubwür-
dig. Schulen sind Lebens- und Lernorte – Energie-
sparen muss sichtbar und erlebbar sein. Wir wol-
len die Instandhaltungen der Schulen mit ener-
getischer Sanierung verbinden und Fördergelder
nutzen! So wird Energie eingespart und eXzi-
enter genutzt, der Einsatz regenerativer Energie-
quellen wird gefördert. Strom- und Wärmeerzeu-
gung (Kraftwärmekopplung) in Verbindung mit
Nahwärmenetzen sind beispielhafte Bausteine die-
ser Idee. Haushaltsentlastungen durch Reduzie-
rung der Energiekosten sind ein zentrales Ziel.
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